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Frau Barasinska, Sie haben das Anlagever-
halten deutscher Privathaushalte untersucht. 
Was sind die beliebtesten Anlageformen und 
Anlagestrategien deutscher Privatanleger?
Die beliebteste Anlageform der deutschen 
Haushalte sind Sparbücher, über 76 Prozent 
investieren in diese Anlageform. An zweiter 
Stelle stehen die Lebensversicherungen, in die 
50 Prozent aller Haushalte investieren. Aktien 
oder Anleihen hingegen sind nicht so beliebt, 
in diese Anlageformen investieren weniger als 
ein Drittel der Haushalte. Dabei ist interessant, 
dass hiervon mehr Haushalte in Aktien als in 
festverzinslichte Wertpapiere investieren.

Wie ist dieses Ergebnis einzuschätzen? Ein 
Sparbuch ist ja keine be-
sonders rentable Geldan-
lage.
Dieses Ergebnis zeigt, dass 
die Haushalte in ihrem Anla-
geverhalten sehr konserva-
tiv und sehr risikoavers, also 
risikovermeidend sind. Die 
eigene Einschätzung der im 
Sozio-oekonomischen Panel (SOEP) befragten 
Personen bestätigt das. Bei der Frage zur Risi-
kofreudigkeit in Bezug auf Geldanlagen stellte 
sich heraus, dass mehr als die Hälfte der Haus-
halte sich selbst als überdurchschnittlich risiko-
avers einschätzen.

Wenn man das Risiko minimieren möchte, gilt 
die Regel, nicht alle Eier in einen Korb zu le-
gen. Das heißt, sein Geld auf möglichst ver-
schiedene Anlageformen aufzuteilen. Folgen 
die deutschen Privatanleger dieser Regel?
Nur 30 Prozent der Haushalte streuen ihre Ri-
siken auf verschiedene Anlageformen und 
50 Prozent der Haushalte betreiben nur teil-
weise Diversifikation oder halten nicht diversi-
fizierte Portfolios. Die Privatanleger folgen also 
der Regel „Leg nicht alle Eier in einen Korb“ nur 
teilweise.

Woran liegt das?
Wir vermuten, dass viele Privatanleger nur man-
gelhaft informiert sind und sie die risikominimie-
renden Effekte der Produktstreuung nicht ganz 
verstehen. Andererseits stehen bei den Privat-
haushalten Liquidität und Sicherheit im Vor-
dergrund und spielen bei den Anlageentschei-
dungen eine große Rolle. Deswegen werden 
vornehmlich sichere Anlageformen gewählt. 

Verschenken die Anleger Geld?
Sie verschenken Geld, weil sie überhaupt keine 
Risiken eingehen möchten. Allerdings betreibt 
ein geringer Anteil von Haushalten sehr risiko-
reiche Strategien. Das heißt, sie investieren fast 
100 Prozent ihres Vermögens in hochriskante 

Anlageformen wie Aktien, 
Unternehmensanleihen oder 
Anteile bei nicht börsenno-
tierten Unternehmen. Sie 
streuen dabei ihre Risiken 
überhaupt nicht und be-
schränken ihr Portfolio auf 
ein oder zwei riskante Anla-
geprodukte.

Welche Konsequenzen sollte die Politik aus 
Ihren Erkenntnissen ziehen?
Es ist wichtig, dass die Politik mehr für die finan-
zielle Bildung der Bevölkerung tut. Wenn man 
Risiken im Verhältnis zu den potentiellen Ren-
diten einschätzen kann, dann kann man aktiver 
das Portfolio streuen und bewusster Risiken ein-
gehen, um höhere Renditen zu erzielen.

Wie könnte eine solche finanzielle Bildung 
aussehen?
Man sollte bereits in den Schulen beginnen, 
denn nicht nur Fachkräfte, sondern jeder Bür-
ger sollte diese Kenntnisse haben. In Polen zum 
Beispiel hat die Nationalbank auf ihrer Home-
page einen kostenlosen Internetkurs eingerich-
tet, durch den jeder finanzielle Grundkenntnisse 
erlernen kann, die ihm dann beispielsweise bei 
der Verwaltung eines Portfolios helfen.
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„Die Politik muss mehr für die  
finanzielle Bildung der Verbraucher tun“ 

»
Nur 30 Prozent der 
Haushalte streuen 

ihre Risiken auf  
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Anlageformen.

«
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